Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudesache 3168 (neu) 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Geld und Kredit 
(22. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes 
über die Ergänzung von Vorschriften des Umstellungsrechts 
(Zweites Umstellungsergänzungsgesetz) 

- Drucksache 2912 - 


A. Bericht des Abgeordneten Seuffert: 

Das Gesetz sieht in Abschnitt I eine Gutschrift 
von einer Deutschen Mark für je zehn Reichsmark 
auf diejenigen Guthaben vor. die Westdeutsche in 
der Zeit von 1945 bis 1948 bei Ostberliner Geld- 
instituten (in Frage kommen ausschließlich das 
Berliner Stadtkontor, die Berliner Volksbank 
eGmbH., die Sparkasse der Stadt Berlin und 
das Postscheckamt Berlin) begründet hatten. Diese 
Guthaben sind zv^ar von der Deutschen Notenbank 
der Sowjetzone auf Ostmark umgestellt worden, 
jedoch war die Umstellung für die westberliner 
und westdeutschen Inhaber praktisch wegen der 
für sie geltenden Verfügungsbestimmungen fast 
wertlos. Umgestellt werden die Guthaben, soweit 
nicht im Rahmen der ostzonalen Vorschriften in- 
zwischen über sie verfügt wurde. Der Gegenwert 
der Gutschriften, der auf vielleicht 55 Mio DM an- 
gesetzt werden kann, wird durch Ausgleichsfor- 
derungen vom Land Berlin gedeckt; 15 v. H. der 
Gutschriften werden als Liquidationsausstattung 
durch die Berliner Zentralbank den Institutionen, 
bei denen die Gutschrift vorgenommen wird, zur 
Verfügung gestellt. Den Anmeldern erwachsen 
keine Kosten für das Verfahren; diese Kosten wer- 
den den Kreditinstituten durch das Land Berlin er- 
setzt. 

Im einzelnen kann auf die ausführliche Begrün- 
dung der Regierungsvorlage Bezug genommen wer- 
den. Der Ausschuß hat die Regierungsvorlage mit 
einigen redaktionellen Änderungen, welche auf 
Anregungen des Bundesrates, des Landes Berlin 
und der Regierung zurückgehen, übernommen. In 
§ 13 Abs. 2 wurde der vorgesehene Einzelnachweis 
der Kosten, die bei den Kreditinstituten entstehen, 
gestrichen und dafür die Pauschalvergütung von 


6 DM auf 7 DM je Anmeldung erhöht. Auch 
dies entsprach einer Anregung des Landes Berlin. 

In Abschnitt II werden die Ansprüche aus Hin- 
terlegungen, die vor dem 9. Mai 1945 bei Hinter- 
legungsstellen in Berlin vorgenommen wurden, da- 
durch geregelt, daß das Land Berlin als Schuldner 
dieser Ansprüche eintritt. Die Kosten werden auf 
IV 2 Mio DM geschätzt. Der Ausschuß hat der Re- 
gierungsvorlage mit redaktionellen Änderungen 
zugestimmt. 

Durch Abschnitt III werden saarländische Gläu- 
biger bezüglich ihrer Ansprüche gegen Berliner 
Altbanken und in das Bundesgebiet verlagerten 
Kreditinstituten den inländischen Gläubigern 
gleichgestellt. Bisher waren sie mit diesen Ansprü- 
chen aus den in der Begründung der Regierungs- 
vorlage ausgeführten Gründen ausgeschlossen. Die 
dadurch entstehenden Ausgleichsforderungen über- 
nimmt, da eine Belastung des Saarlandes damit 
nicht vertretbar erscheint, der Bund. Der Ausschuß 
stimmte dem Regierungsentwurf unter Berück- 
sichtigung der vom Bundesrat vorgeschlagenen und 
von der Bundesregierung angenommenen Ände- 
rungen zu. 

Ebenso wurden die Schlußvorschriften unver- 
ändert angenommen. Es wurde lediglich das In- 
krafttreten des Gesetzes entsprechend einer Anre- 
gung des Ministeriums auf den der Verkündung 
folgenden Monatsersten vorgesehen. 

Sämtliche Beschlüsse erfolgten einstimmig. 

Bonn, den 14. Januar 1957 

Seuffert 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2912 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 14. Januar 1957 

Der Ausschuß für Geld und Kredit 

Scharnberg Seuffert 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes 

über die Ergänzung von Vorschriften des Umstellungsrechts 
(Zweites Umstellungsergänzungsgesetz) 

- Drucksache 2912 - 


Entwurf 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über die Ergänzung 
von Vorschriften des Umstellungsrechts 
(Zweites Umstellungsergänzungsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Entwurf eines Gesetzes über die Ergänzung 
von Vorschriften des Umstellungsrechts 
(Zweites Umstellungsergänzungsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ABSCHNITT I 


ABSCHNITT I 


Umwandlung von Altgeldguthaben bei 
Kreditinstituten im sowjetischen Sektor 
von Berlin 


Umwandlung von Altgeldguthaben bei 
Kreditinstituten im sowjetischen Sektor 
von Berlin 


§ 1 

(1) Reichsmarkguthaben, die nach dem 
8. Mai 1945 im sowjetischen Sektor von Ber- 
lin bei dem Berliner Stadtkontor, der Ber- 
liner Volksbank eGmbH, der Sparkasse der 
Stadt Berlin oder dem Postsche^amt Berlin 
begründet worden sind und am 24. Juni 1948 
bestanden haben (Ostberliner Altgeldgutha- 
ben), werden durch Gutschrift von einer 
Deutschen Mark für je zehn Reichsmark in 
Neugeldguthaben umgewandelt, wenn der- 
jenige, dem sie vom 24. Juni 1948 bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes zustanden, wäh- 
rend dieses Zeitraumes seinen Wohnsitz, 
dauernden Aufenthalt, Sitz oder Ort der Ge- 
schäftsleitung Im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes, Im Saarland oder im Gebiet eines Staa- 
tes hatte, der die Regierung der Bundesrepu- 
blik Deutschland am 15. Dezember 1953 an- 


§ 1 


unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


erkannt hat (Wohnsitzvoraussetzung). Bei 
einem Wechsel in der Person des Berechtigten 
während dieses Zeitraumes muß jeder Berech- 
tigte die Wohnsitzvoraussetzung für die Zeit 
seiner Berechtigung erfüllen. 

(2) Ostberliner Altgeldguthaben können 
insoweit nicht umgewandelt werden, als nach 
ihrer Umwertung auf Deutsche Mark der 
Deutschen Notenbank das umgewertete Gut- 
haben durch Reditsgeschäft oder im Wege 
der Zwangsvollstreckung gemindert worden 
ist. Hat sich der Kontostand eines umgewer- 
teten Guthabens bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes durdi Gutschriften und Lastschrif- 
ten verändert, so gehen letztere zu Lasten des 
umgewerteten Guthabens, es sei denn, daß sie 
nachweislidi zu Lasten der Gutschriften er- 
folgt sind. 

(3) Ist ein umgewertetes Guthaben gemin- 
dert worden, so ist das Ostberliner Altgeld- 
guthaben in Höhe des Betrages umwandlungs- 
fähig, der sich ergibt, wenn von dem Ost- 
berliner Altgeldguthaben der Minderungsbe- 
trag im Verhältnis von zehn Reichsmark für 
eine Deutsche Mark der Deutschen Noten- 
bank abgezogen wird. 

(4) Eine Umwandlung erfolgt nur gegen 
Abtretung des umgewerteten Guthabens an 
das Land Berlin. 

(5) Steht das Ostberliner Altgeldguthaben 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes einer Ge- 
meinschaft zur gesamten Hand zu, so muß 
die Wohnsitzvoraussetzung (Absatz 1) in der 
Person jedes Mitberechtigten gegeben sein. 
Dasselbe gilt, wenn das Ostberliner Altgeld- 
guthaben mehreren Personen zusteht und jede 
von diesen zur Verfügung über das Guthaben 
bereditigt ist. 

(6) Die Wohnsitzvoraussetzung (Absatz 1) 
gilt als gegeben, wenn der Berechtigte 

1. als Heimkehrer nach den Vorschriften des 
Heimkehrergesetzes vom 19. Juni 1950 in 
der Fassung der Gesetze vom 30. Oktober 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 875) und vom 
17. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 931), 

2. als Vertriebener (Aussiedler) gemäß § 1 
Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertriebenengeset- 
zes vom 19. Mai 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 201) innerhalb von sechs Monaten nach 
der Aussiedlung 
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E n t w u r f 


Beschlüsse des 2 2, Ausschusses 


im Geltungsbereich dieses Gesetzes seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt nach 
dem 24. Juni 1948 begründet und bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes beibehalten hat 
oder nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
begründet. 


§ 2 § 2 

(1) Von der Umwandlung ausgeschlossen unverändert 

sind Ostberliner Altgeldguthaben, 

1. die am 24. Juni 1948 zugunsten von Kre- 
ditinstituten mit Sitz im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes oder zugunsten von Kredit- 
instituten bestanden, die, ohne ihren Sitz 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu ha- 
ben, Berliner Altbanken im Sinne des 
Altbankengesetzes vom 10. Dezember 
1953 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin S, 1843) sind, es sei denn, daß das 
Kreditinstitut sich am 31. Dezember 1952 
in Abwicklung befunden und seine bank- 
geschäftlichen Verbindlichkeiten zu diesem 
Zeitpunkt bereits erfüllt hatte. Als Kredit- 
institut mit Sitz im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes gilt auch ein Kreditinstiut, dessen 
Hauptniederlassung nach § 3 der Fünfund- 
dreißigsten Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz als verlagert anerkannt 
worden ist oder wird; 

2. die nach dem Umstellungsgesetz am Wäh- 
rungsstichtag als Altgeldguthaben der 
Gruppe III anzusehen wären; 

3. die einer nicht unter Nummer 2 fallenden 
Person oder Vereinigung zustehen, welcher 
eine Erstausstattung gewährt worden ist; 

4. solange ein Pfandrecht oder ein sonstiges 
Recht eines Dritten besteht, der vom 24. Juni 
1948 oder von dem späteren Zeitpunkt der 
Begründung seines Rechts an bis zum Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
seinen Wohnsitz, dauernden Aufenthalt, 

Sitz oder Ort der Geschäftsleitung nicht 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes, im 
Saarland oder im Gebiet eines Staates hatte, 
der die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland am 15. Dezember 1953 aner- 
kannt hat; 
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Entwurf 

5. die von einer Person abgetreten worden 
sind, welche die Wohnsitzvoraussetzung 
nidit erfüllt, es sei denn, daß die Abtre- 
tung vor dem 24. Juni 1948 von einem Ge- 
richt oder einem Notar beurkundet oder 
daß sie vor dem 24. Juni 1948 öffentlich 
beglaubigt worden ist; 

6. deren Umwandlungsbetrag weniger als 
fünf Deutsche Mark ergeben würde, wobei 
mehrere Guthaben einer Person bei dem- 
selben Kreditinstitut zusammenzuredinen 
sind. 

(2) Als Kreditinstitut im Sinne des Absat- 
zes 1 gelten auch die Deutsche Reichsbank 
und das Postscheckamt Berlin. 


§3 

(1) Ein Anspruch auf Umwandlung eines 
Ostberliner Altgeldguthabens kann nur gel- 
tend gemacht werden, wenn das Guthaben 
innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes bei der Anmeldestelle ordnungs- 
gemäß angemeldet worden ist. In den Fällen 
des § 1 Abs. 6 ist das Ostberliner Altgeldgut- 
haben bis zum Ablauf eines Jahres nach dem 
Zeitpunkt der Begründung des Wohnsitzes 
oder eines dauernden Aufenthalts im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes anzumelden. Diese 
Frist endet jedoch nicht vor Ablauf des .... 

(2) Steht ein Ostberliner Altgeldguthaben 
mehreren gemeinschaftlich zu, so kann jeder 
Berechtigte mit Wirkung für alle die Anmel- 
dung vornehmen. Die Mitberechtigten sind 
anzugeben. 

(3) Besteht an einem umwandlungsfähigen 
Ostberliner Altgeldguthaben ein Pfandrecht 
oder ein sonstiges Recht eines Dritten, so ist 
der Berechtigte dem Dritten gegenüber ver- 
pflichtet, die Anmeldung vorzunehmen. 

(4) Für einen Deutschen im Sinne des Ar- 
tikels 116 des Grundgesetzes, der außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes zurück- 
gehalten wird oder der verschollen ist, kön- 
nen auch folgende Angehörige, sofern sie die 
Wohnsitzvoraussetzung erfüllen, die Anmel- 
dung vornehmen: 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


§ 3 

(1) Ein Anspruch auf Umwandlung eiines 
Ostberliner Altigeldguthabens kann nur (gel- 
tend gemacht werden, wenn das Guthaben 
innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes bei der Anmeldestelle ordnungs- 
gemäß angemeldet worden ist. In den Fällen 
des § 1 Abs. 6 letzter Halbsatz ist das Ost- 
berliner Altgeldguthaben bis zum Ablauf 
eines Jahres nach dem Zeitpunkt der Beigrün- 
dung des Wohnsitzes oder eines dauernden 
Aufenthalts im Geltungsbereich des Gesetzes 
anzumelden. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 
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Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


1. der Ehegatte, 

2. wenn kein Ehegatte vorhanden ist, jeder 

Abkömmling, 

3. wenn weder ein Ehegatte noch ein Ab- 
kömmling vorhanden ist, jeder Elternteil. 

§4 

(1) Die Anmeldung hat auf einem amt- 
lichen Formblatt zu erfolgen. 

(2) Bei der Anmeldung ist anzugeben, ob 
das umgewertete Guthaben sich gemindert 
hat oder nicht. Im Falle einer Minderung 
sind die Abbuchungen und die Höhe des um- 
gewerteten Guthabens im Zeitpunkt des In- 
krafttretens dieses Gesetzes anzugeben. 

(3) Bei der Anmeldung sind Rechte, die an 
den Ostberliner Altgeldguthaben bestehen, 
und Verfügungsbeschränkungen des Inhabers 
hinsichtlich des Ostberliner Altgeldguthabens 
anzugeben. 

(4) Der Anmeldung sollen die vorhande- 
nen Unterlagen beigefügt werden. 

§ 5 

Anmeldestellen für Ostberliner Altgeldgut- 
haben sind die im Zeitpunkt der Anmeldung 
in Berlin (West) zum Neugeschäft zugelasse- 
nen Kreditinstitute. Das Postscheckamt Ber- 
lin West ist Anmeldestelle nur für die beim 
Postscheckamt Berlin geführten Ostberliner 
Altgeldguthaben. 

§ 6 

(1) Der Anmelder hat nachzuweisen, daß 
in seiner Person die Wohnsitzvoraussetzung 
gegeben Ist. Im Falle eines Wechsels in der 
Person des Berechtigten (§ 1 Abs. 1 Satz 2) 
ist der Nachweis auch für die Rechtsvorgän- 
ger zu führen. 

(2) Der Nachweis, daß natürliche Personen 
in der Zeit vom 24. Juni 1948 bis zum In- 
krafttreten dieses Gesetzes ihren Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes hatten, kann gegenüber 
der Anmeldestelle nur durch polizeiliche Mel- 
debescheinigungen geführt werden. Der Nach- 
weis, daß juristische Personen in der Zeit vom 
24. Juni 1948 bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes Ihren Sitz im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes hatten, kann gegenüber der An- 
meldestelle nur durch einen Auszug aus einem 
öffentlichen Register geführt werden oder,so- 


§ 4 


unverändert 


§ 3 


unverändert 


§ 6 


unverändert 
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Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


weit ein solches nicht besteht, durch eine 
Bescheinigung der zuständigen Behörde. 

(3) Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend für 
Heimkehrer und Vertriebene, wenn diese nach 
dem 24. Juni 1948, aber vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes, ihren Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes begründet haben. Ist ein 
Heimkehrer oder Vertriebener erst nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes ansässig geworden, so 
genügt ein Ausweis nach § 15 Abs. 2 Nr. 1 
und 2 des Bundesvertriebenengesetzes vom 
19. Mai 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 201) oder 
eine nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
ausgestellte Heimkehrerbescheinigung. 

(4) Besteht an einem Ostberliner Altgeld- 
guthaben ein Pfandrecht oder ein sonstiges 
Recht eines Dritten, so hat der Anmelder 
ferner nachzuweisen, daß dieser die Wohn- 
sitzvoraussetzung erfüllt. Absatz 2 gilt ent- 
sprechend. 

(5) Bescheinigungen und Registerauszüge 
nach Absatz 2 werden gebührenfrei erteilt. 

§ 7 § 7 

(1) Der Anmelder hat Bestand und Höhe unverändert 

des Östberliner Altgeldguthabens am 24. Juni 

1948 nachzuweisen. 

(2) Der Anmelder hat ferner nachzuweisen, 
daß das umgewertete Guthaben nicht gemin- 
dert worden ist. Es wird vermutet, daß eine 
Minderung nicht eingetreten ist, wenn ein 
Anmelder, welcher die Wohnsitzvorausset- 
zung für Berlin (West) erfüllt, dies versichert 
und wenn er nachweist, daß das umgewertete 
Guthaben, 

1. sofern es auf einem Sparguthaben beruht, 

nach dem 31. Mai 1949, 

2. sofern es auf einem Giro- oder Postscheck- 
guthaben beruht, nach dem 31. Mai 1950 

auf gesperrtem Westkonto bei der Westkon- 
tenabteilung des Berliner Stadtkontors ge- 
führt wird. 

(3) Ist das umgewertete Guthaben gemin- 
dert worden, so hat der Anmelder ferner die 
Höhe der bis zum Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes erfolgten Minderung nachzuweisen. Er- 
füllt der Anmelder die Wohnsitzvorausset- 
zung für Berlin (West), so braucht er nur den 
Kontostand des umgewerteten Guthabens für 
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einen nach dem 31. Mai 1950 liegenden Zeit- 
punkt nachzuweisen. 

§ 8 

(1) Sieht die Anmeldestelle die Vorausset- 
zungen der Umwandlung als gegeben an, so 
anerkennt sie, in welcher Höhe und zu wes- 
sen Gunsten das Ostberliner Altguthaben 
umwandlungsfähig ist. 

(2) Die Anmeldestelle darf die Umwand- 
lungsfähigkeit des Ostberliner Altgeldgutha- 
bens nur insoweit anerkennen, als sich die 
Höhe des umzuwandelnden Ostberliner Alt- 
geldguthabens ergibt 

1. aus in ihrem Besitz befindlichen Geschäfts- 
unterlagen oder aus solchen Unterlagen, 
die das kontoführende Institut selbst aus- 
gestellt hat, oder 

2. aus Kontenerklärungen, die der Berechtigte 
nach den im sowjetischen Sektor von Ber- 
lin erlassenen Vorschriften über die Wäh- 
rungsreform abgegeben hat, sofern die Er- 
klärung mit einer Empfangsbescheinigung 
des kontoführenden Instituts versehen 
sind, oder 

3. aus Bestätigungen eines Finanzamtes im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes über die 
Angaben- des Berechtigten in einer dem 
Finanzamt vorliegenden Kontenerklärung, 
die dieser nach den im sowjetischen Sektor 
von Berlin erlassenen Vorschriften über 
die Währungsreform abgegeben hat, oder 

4. aus sonstigen, das Guthaben betreffenden 
Bescheinigungen, die auf Grund der im 
sowjetischen Sektor von Berlin erlassenen 
Vorschriften über die Währungsreform 
ausgestellt worden sind. 

(3) Ergibt sich die Höhe des Ostberliner 
Altgeldguthabens nicht aus den in Absatz 2 
bezeichneten Unterlagen oder hat die An- 
meldestelle Zweifel, ob die Voraussetzungen 
der Umwandlung gegeben sind, so darf sie die 
Umwandlungsfähigkeit des Ostberliner Alt- 
geldguthabens nur mit Zustimmung der für 
das Bankwesen zuständigen obersten Landes- 
behörde des Landes Berlin anerkennen. 

§ 9 

(1) Sieht die Anmeldestelle die Voraus- 
setzungen der Umwandlung nicht oder nur 
teilweise als gegeben an, so hat sie dies dem 
Anmelder durch eingeschriebenen Brief oder 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


§ 8 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Ergibt sich die Höhe des Ostberliner 
Altgeldguthabens nicht aus den in Absatz 2 
bezeichneten Unterlagen oder hat die An- 
meldestelle Zweifel, ob die Voraussetzungen 
der Umwandlung gegeben sind, so darf sie 
die Umwandlungsfähigkeit des Ostberliner 
Altgeldguthabens nur mit Zustimmung der 
zuständigen obersten Landesbehörde des Lan- 
des Berlin anerkennen. 

§9 

(1) unverändert 
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gegen Empfangsbesdieinigung unter Angabe 
der Gründe mitzuteilen. Der für das Bank- 
wesen zuständigen obersten Landesbehörde 
des Landes Berlin ist eine Abschrift dieser 
Mitteilung zu übersenden. 

(2) Der Anmelder kann binnen sechs Mo- 
naten nach Zugang der in Absatz 1 bezeich- 
neten Mitteilung gerichtliche Entscheidung 
beantragen; hierüber ist er in der Mitteilung 
zu belehren. 

(3) Über den Antrag nach Absatz 2 ent- 
sdieidet eine Zivilkammer des Landgerlcht5 
Berlin. Das Land Berlin ist am Verfahren be- 
teiligt. Für das geriditliche Verfahren gelten 
die Vorschriften des Reichsgesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit, soweit ln diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist. 

§ 10 

Die für das Bankwesen zuständige oberste 
Landesbehörde des Landes Berlin überwacht 
die Umwandlung der Ostberliner Altgeldgut- 
haben. Die Anerkennung bedarf ihrer Bestä- 
tigung. 

S 11 

Die Anmeldestelle hat den sich aus der 
Anerkennung oder aus der gerichtlichen Fest- 
stellung ergebenden Betrag dem Berechtigten 
mit Wertstellung vom 1. Januar 1956 in 
Deutscher Mark gutzuschreiben (Neugeld- 
guthaben). 

§ 12 

(1) § 1 Abs. 3, §§ 7, 8 Abs. 1, §§ 10, 11, 
13 Abs. 2, § 14 Abs. 2 und 3, §§ 18, 19 
Abs. 2, §§ 23 bis 28, § 29 Abs. 2 des Umstel- 
lungsergänzungsgesetzes vom 21. September 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1439) finden sinn- 
gemäß Anwendung. 

(2) Rechte, die an dem Ostberliner Altgeld- 
guthaben bestehen, und Verfügungsbeschrän- 
kungen, denen der Inhaber hinsichtlich des 
Ostberliner Altgeldguthabens unterworfen 
ist, setzen sich an dem Neugeldguthaben fort. 
§ 30 Abs. 1 Satz 2 des Umstellungsergän- 
zungsgesetzes gilt sinngemäß. 

§ 13 

(1) Dem Anmelder dürfen von der Anmel- 
destelle wegen der ihr nach diesem Gesetz 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


(2) unverändert 


(3) Über den Antrag nach Absatz 2 ent- 
scheidet das Landgericht Berlin. Das Land 
Berlin ist am Verfahren beteiligt. Für das ge- 
richtliche Verfahren gelten die Vorschriften 
des Reichsgesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, soweit In 
diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 

§ 10 

unverändert 


S 11 

unverändert 


§ 12 

unverändert 


§ 13 

(1) unverändert 
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obliegenden Verpflichtungen Gebühren und 
Auslagen nicht in Rechnung gestellt werden. 

(2) Für jede anerkannte oder nicht aner- 
kannte Anmeldung erhält die Anmeldestelle 
vom Land Berlin eine Vergütung von sechs 
Deutschen Mark. Darüber hinausgehende not- 
wendige Kosten, welche der Anmeldestelle bei 
der Durchführung des Umwandlungsverfah- 
rens nachweislich entstehen, erstattet das Land 
Berlin. 

(3) Anträge auf Zahlung von Vergütungen 
gemäß Absatz 2 sind an die für das Bank- 
wesen zuständige oberste Landesbehörde des 
Landes Berlin zu richten. Die Anträge kön- 
nen erstmals sechs Monate nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes, im übrigen jeweils nach Ab- 
lauf von weiteren sechs Monaten, gestellt 
werden. Dem Antrag ist eine Nachweisung 
beizufügen. Die Anmeldestelle hat in der 
Nachweisung zu erklären, daß für die in ihr 
erfaßten anerkannten Ostberliner Altgeldgut- 
haben Gutschrift in Deutscher Mark gemäß 
§11 erfolgt ist. 

(4) Die für das Bankwesen zuständige 
oberste Landesbehörde des Landes Berlin 
überprüft die Anträge und die Nachweisun- 
gen anhand ihrer Unterlagen und stellt den 
Anspruch auf Vergütung fest. Sie ist berech- 
tigt, zur Überprüfung der bei ihr eingereich- 
ten Anträge auf Zahlung von Vergütungen 
von den Anmeldestellen alle erforderlichen 
Auskünfte zu verlangen und in die Aufzeich- 
nungen und Unterlagen der Institute Einsicht 
zu nehmen. Die Feststellungen sind mit den 
Anträgen und Nachweisungen an die für das 
Finanzwesen zuständige oberste Landesbe- 
hörde des Landes Berlin weiterzuleiten. 

§ 14 

(1) Den Anmeldestellen wird für jedes Neu- 
geldguthaben eine Liquiditätsausstattung von 
fünfzehn vom Fiundert gewährt. 

(2) Die Liquiditätsausstattung ist den An- 
meldestellen von der Berliner Zentralbank je- 
weils für die in einem Monat gutgeschriebe- 
nen Neugeldguthaben zu gewähren. 

§ 15 

(1) In Fiöhe der Neugeldguthaben gewährt 
das Land Berlin Ausgleichsforderungen. 

(2) Die Ausgleichsforderungen sind in Fiöhe 
der Liquiditätsausstattung der Berliner Zen- 


Beschlüssc des 2 2. Ausschusses 


(2) Für jede anerkannte oder nicht aner- 
kannte Anmeldung erhält die Anmeldestelle 
vom Land Berlin eine Vergütung von sieben 
Deutschen Mafk. 


(3) Anträge auf Zahlung von Vergütungen 
gemäß Absatz 2 sind an die zuständige oberste 
Landesbehörde des Landes Berlin zu richten. 
Die Anträge können erstmals sechs Monate 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes, Im übrigen 
jeweils nach Ablauf von weiteren sechs Mona- 
ten, gestellt werden. Dem Antrag ist eine 
Nachweisung beizufügen. Die Anmeldestelle 
hat in der Nachweisung zu erklären, daß für 
die in Ihr erfaßten anerkannten Ostberliner 
Altgeldguthaben Gutschrift in Deutscher Mark 
gemäß § 11 erfolgt ist. 

(4) unverändert 


§ 14 

unverändert 


§ 15 

unverändert 
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tralbank, im übrigen den Anmeldestellen zu 
gewähren. 

(3) § 33 Abs. 3 und § 36 des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes gelten mit der Maßgabe 
sinngemäß, daß in § 36 Abs. 1 an die Stelle 
des 1. Januar 1953 der 1. Januar 1956 tritt. 

§ 16 

(1) Die Ausgleldisforderungen sind Schuld- 
buchforderungen. 

(2) Die Vorschriften des Schuldbuch-Geset- 
zes für das Land Berlin vom 8. Januar 1951 
(Verordnungsblatt für Berlin I S. 83) und 
der Verordnung zur Durchführung des 
Schuldbuch-Gesetzes für das Land Berlin vom 
21. Juli 1953 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Berlin S. 721) finden mit der Maßgabe 
sinngemäß Anwendung, daß Schuldverschrei- 
bungen gegen Löschung der Forderungen 
nicht ausgereicht werden. 

(3) Nummer 3 Budistabe c der Umstel- 
lungsergänzungsverordnung vom 20. März 
1949 (Verordnungsblatt für Groß-Berlin I 
S. 88) findet entsprechende Anwendung. 

§ 17 

(1) Anträge auf Gewährung von Ausgleichs- 
forderungen sind an die für das Bankwesen 
zuständige oberste Landesbehörde des Lan- 
des Berlin zu richten. Sie können erstmals 
drei Monate nach Inkrafttreten des Gesetzes, 
im übrigen jeweils nach Ablauf von weiteren 
sechs Monaten, gestellt werden. Dem Antrag 
ist eine Nachweisung über die Beträge beizu- 
fügen, für welche die Gewährung einer Aus- 
gleichsforderung beantragt wird. Die Anmel- 
destelle hat zu erklären, daß für die in der 
Nachweisung aufgeführten Beträge Gutsdirift 
nach § 11 erteilt oder eine Liquiditätsausstat- 
tung nach § 14 gewährt worden ist. 

(2) § 13 Abs. 4 findet sinngemäß Anwen- 
dung. 

ABSCHNITT II 

Abwicklung von Ansprüchen aus Hinter- 
legungen bei Berliner Hinterlegungsstellen 

§ 1 ^ 

(1) Ansprüche aus fiinterlegungen von 
Reidismarkbeträgen, die vor dem 9. Mai 1945 
bei Hinterlegungsstellen in Berlin nach Maß- 
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§ 16 

unverändert 


§ 17 

(1) Anträge auf Gewährung von Ausgleichs- 
forderungen sind an die zuständige oberste 
Landesbehörde des Landes Berlin zu richten. 
Sie können erstmals drei Monate nach In- 
krafttreten des Gesetzes, im übrigen jeweils 
nach Ablauf von weiteren sechs Monaten, ge- 
stellt werden. Dem Antrag ist eine Nachwei- 
sung über die Beträge beizufügen, für welche 
die Gewährung einer Ausgleichsforderung be- 
antragt wird. Die Anmeldestelle hat zu erklä- 
ren, daß für die in der Nachweisung aufge- 
führten Beträge Gutschrift nach § 11 erteilt 
oder eine Liquiditätsausstattung nach § 14 ge- 
währt worden ist. 

(2) unverändert 

ABSCHNITT II 

Abwicklung von Ansprüchen aus Hinter- 
legungen bei Berliner Hinterlegungsstellen 

§ 18 

unverändert 


12 



Entwurf 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


gäbe der Hinterlegungsordnung vom 
10, März 1937 (Reichspsetzbl. I S. 285) be- 
wirkt worden sind, können gegen das Land 
Berlin geltend gemacht werden, wenn der am 
31. Dezember 1952 Berechtigte (§ 13 der Hin- 
terlegungsordnung) zu diesem Zeitpunkt sei- 
nen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt, 
seinen Sitz oder Ort der Geschäftsleitung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes oder im Ge- 
biet eines Staates hatte, der die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland am 1. April 
1956 anerkannt hat (Wohnsitzvorausset- 
zung). 

(2) Einem nach Absatz 1 Berechtigten ste- 
hen Heimkehrer, Vertriebene und Sowjet- 
zonenflüchtlinge sowie ehelidie Güterge- 
meinschaften, Erbengemeinschaften oder son- 
stige Gemeinschaften zur gesamten Hand 
nach Maßgabe der §§ 5 und 6 des Umstel- 
lungsergänzungsgesetzes gleich. 

(3) Bei einem Unternehmen mit Sitz in 
Berlin muß sich auch die Geschäftsleitung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes befinden. 

§ 19 

Von der Geltendmachung nach diesem Ge- 
setz sind Ansprüche aus Hinterlegungen aus- 
geschlossen, 

1. die am 24. Juni 1948 den in ^ 27 Abs. 1 
Nr. 1 bis 4, 6 des Gesetzes zur abschlie- 
ßenden Regelung durch den Krieg und den 
Zusammenbruch des Deutschen Reichs ent- 
standener Schäden vom 

. . . (Bundesgesetzbl. IS....) auf ge führ- 
ten Rechtsträgern zugestanden haben. Dies 
gilt nicht für Ansprüche, die nach dem 
24. Juni 1948 auf Grund der Rechtsvor- 
schriften für die Übertragung von Organi- 
sationsvermögen auf andere als die in 
Satz 1 genannten Rechtsträger übertragen 
worden sind oder werden; 


§ 19 

(1) Von der Geltendmachung nach diesem 
Gesetz sind Ansprüche aus Hinterlegungen 
ausgeschlossen, 

1. die am 24. Juni 1948 zugestanden haben 

a) dem Deutschen Reich, der Deutschen 
Reichsbahn oder der Deutschen Reichs- 
post, 

b) Gebietskörperschaften im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes, 

c) Geldinstituten, Versicherungs- und 
Rückversicherungsunternehmen und 
Bausparkassen, welche eine Umstel- 
lungsrechnung oder eine Altbanken- 
rechnung zu erstellen hatten, 

d) der Deutschen Reichsbank, der Deut- 
schen Golddiskontbank, der Konver- 
sionskasse für deutsche Auslandsschul- 
den, der Deutschen Verrechnungskasse, 
der Hauptverwaltung der Reichskredit- 
kassen und der Deutschen Gesellsdiaft 
für öffentliche Arbeiten, 


e) den Trägern der gesetzlichen Renten- 
versidierung, den Zusatzversorgungs- 
anstalten des öffentlichen Dienstes und 
dem Reichsstock für Arbeitseinsatz, 


13 



Entwurf 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


2. die durch Abtretung von einer Person er- 
worben worden sind, welche die Wohnsitz- 
voraussetzung nicht erfüllt, es sei denn, daß 
die Abtretung vor dem 1. Oktober 1949 
von einem Gericht oder einem Notar be- 
urkundet, daß sie vor dem 1. Oktober 1949 
öffentlich beglaubigt, daß sie der Hinter- 
legungsstelle vor dem 1. Oktober 1949 be- 
kannt geworden oder daß sie vor dem 
31. Dezember 1952 devisenrechtlich geneh- 
migt worden ist; 

3. die weniger als 50 Reichsmark betragen. 


§ 20 

(1) Ansprüche aus Hinterlegungen, die nach 
§18 geltend gemacht werden können, wer- 
den durch Zahlung von einer Deutschen Mark 
für je zehn Reichsmark erfüllt. 

(2) Von den nach Absatz 1 gezahlten Be- 
trägen erstattet der Bund dem Land Berlin 
ein Drittel. 


§ 21 ^ 

(1) Ansprüche nach § 18 sind bei der Hin- 
terlegungsstelle geltend zu machen. Die Zu- 
ständigkeit und das Verfahren der Hinter- 
legungsstelle bestimmen sich, soweit in die- 
sem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, nach 
den Vorschriften der Hinterlegungsordnung. 
Bei der Feststellung der Berechtigung hat die 
Hinterlegungsstelle auch das Vorliegen der 
Wohnsitzvoraussetzung zu prüfen. 

(2) Ist die Hinterlegung bei einer Hinter- 
legungsstelle in Berlin außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes bewirkt wor- 
den, so Ist die Hinterlegungsstelle des Amts- 
gerichts Schöneberg zuständig. Die Tatsache 
der Hinterlegung muß durch öffentliche Ur- 
kunden nachgewiesen werden. 


f) der ehemaligen nationalsozialistischen 
deutschen Arbeiterpartei (NSDAP), 
ihren Gliederungen, angeschlossenen 
Verbänden, ihren sonstigen aufgelösten 
Einrichtungen und solchen Vermögens- 
massen, die Zwecken der NSDAP oder 
ihrer Einrichtungen zu dienen be- 
stimmt waren; 

2. u n V e r ä -n d e r t 


3. unverändert 

(2) Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe f gilt nicht 
für Ansprüche, die nach dem 21. Juni 1948 
auf Grund der Rechtsvorschriften für die 
Übertragung von Organisationsvermögen 
(Kontrollratsdirektive Nr. 50) auf andere als 
die in Absatz 1 genannten Rechtsträger über- 
tragen worden sind oder werden. 

§ 20 

unverändert 


§ 21 


unverändert 
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ABSCHNITT III 

Inansprudinahme von Berliner Altbanken 
und verlagerten Geldinstituten durch 
Gläubiger aus dem Saarland 

§ 22 

Das Altbankengesetz vom 10. Dezember 
1953 (Gesetz- und Verordnungsblatt für Ber- 
lin S. 1483) wird wie folgt geändert: 

1. § 7 Abs. lund 6 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Als alte Zahlungsverbindlichkeiten 
gegenüber West- und Auslandsgläubigern 
im Sinne von § 5 Abs. 1 Buchstabe b gel- 
ten diejenigen vor dem 9. Mai 1945 im 
Geschäftsbetrieb der Berliner Niederlas- 
sung der Altbank gegründeten Verbindlich- 
keiten (einschließlich Versorgungsanwart- 
schaften), die auf Deutsche Mark umgestellt 
sind oder auf ausländische Währung lauten 
und am 1. Oktober 1949 gegenüber einem 
Gläubiger bestanden, der seinen Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt, seinen Sitz 
oder Ort der Geschäftsleitung zu diesem 
Zeitpunkt in Berlin (West), im Bundesge- 
biet, im Saarland oder außerhalb von 
Deutschland nach dem Gebietsstand vom 
31. Dezember 1937 hatte oder bis zum 
31. Dezember 1952 in dieses Gebiet ver- 
legt hat.“ 

„(6) Für Verbindlichkeiten gegenüber 
einer sonstigen Gemeinschaft zur gesam- 
ten Hand gelten die örtlichen Vorausset- 
zungen des Absatzes 1 als erfüllt, wenn sie 
zu dem maßgebenden Zeitpunkt entweder 
in der Person aller Mitberechtigten gege- 
ben waren oder wenn die Gemeinschaft zur 
gesamten Hand am 31. Dezember 1952 
ihren Sitz oder Ort der Geschäftsleitung in 
Berlin (West), im Bundesgebiet, im Saar- 
land oder außerhalb von Deutschland nach 
dem Gebietsstand vom 31. Dezember 1937 
hatte.“ 

2. § 8 Abs. 1 Buchstabe a erhält folgende Fas- 
sung: 

„a) Verbindlichkeiten, die am 21. Juni 
1948 gegenüber Gläubigern bestanden, 
die ihren Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthaltsort, ihren Sitz oder Ort 
der Geschäftsleitung weder am 
21. Juni 1948 in Berlin (West), im 
Bundesgebiet oder im Saarland hatten, 
noch bis zum 31. Dezember 1952 in 


ABSCHNITT III 

Inanspruchnahme von Berliner Altbanken 
und verlagerten Geldinstituten durch 
Gläubiger aus dem Saarland 

§ 22 

unverändert 
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Berlin (West), im Bundesgebiet oder 
im Saarland begründet haben, oder'‘. 

3. § 16 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Bis zum Erlaß näherer Vorsdiriften 
darf über Vermögenswerte, die der Verwal- 
tung des Treuhänders unterliegen, nicht 
zum Zwecke der Erfüllung von Verbind- 
lichkeiten des Kreditinstituts verfügt wer- 
den, die vor der Bestellung des Treuhän- 
ders oder außerhalb Berlins (West), des 
Bundesgebietes oder des Saarlandes nach 
der Bestellung des Treuhänders begründet 
worden sind. Verfügungen im Wege der 
Zwangsvollstreckung stehen rechtsgeschäft- 
lichen Verfügungen gleich.“ 

§ 23 

(1) Soweit Verbindlichkeiten im Geschäfts- 
betrieb einer außerhalb Berlins gelegenen 
Niederlassung begründet worden sind, die 
nach § 3 der Fündunddreißigsten Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz als 
verlagert anerkannt worden ist, kann das 
Geldinstitut nach Maßgabe des Umstellungs- 
gesetzes im Geltungsbereich des Grundgeset- 
zes auch in Anspruch genommen werden, 
wenn die Verbindlichkeiten am 21. Juni 1948 
gegenüber Personen bestanden, deren Wohn- 
sitz, dauernder Aufenthalt, Sitz, Ort der 
Niederlassung oder Geschäftsleitung sich am 
21. Juni 1948 im Saarland befunden hat. 

(2) Die §§ 4 und 5 der Fünfunddreißigsten 
Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz sind mit der Maßgabe sinngemäß 
anzuwenden, daß die darin vorgesehenen 
Fristen für die in Absatz 1 genannten Gläu- 
biger nach Ablauf von sechs Monaten nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes beginnen. 

(3) Soweit ein unter Absatz 1 fallendes 
Geldinstitut weder nach Absatz 1 noch nach 
§ 42 Abs. 1 des Umstellungsergänzungsgeset- 
zes oder nach § 6 Abs. 1 und 2 der Fünf- 
unddreißigsten Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz in Anspruch genom- 
men werden kann, ist eine Vollstreckung in 
die im Geltungsbereich dieses Gesetzes vor- 
handenen Vermögenswerte des Geldinstituts 
audi aus solchen Urteilen oder anderen Voll- 
streckungstiteln unzulässig, die nach dem In- 
krafttreten der Fünfunddreißigsten Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Geset- 
zes erwirkt worden sind. 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


§ 23 

(1) Soweit Verbindlichkeiten im Geschäfts- 
betrieb einer außerhalb Berlins gelegenen 
Niederlassung begründet worden sind, die 
nach § 3 der Fünfunddreißigsten Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz als 
verlagert anerkannt worden ist, kann das 
Geldinstitut nach Maßgabe des Umstellungs- 
gesetzes auch in Anspruch genommen werden, 
wenn die Verbindlldikeiten am 21. Juni 1948 
gegenüber Personen bestanden, deren Wohn- 
sitz, dauernder Aufenthalt, Sitz, Ort der Nie- 
derlassung oder Geschäftsleitung sich am 
21. Juni 1948 im Saarland befunden hat. 

(2) Die §§ 4 und 5 der Fünfunddreißigsten 
Durchführungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz sind mit der Maßgabe sinngemäß 
anzu wenden, daß die darin vorgesehenen 
Fristen für die in Absatz 1 genannten Gläu- 
biger nach Ablauf von zwölf Monaten nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes beginnen. 

(3) unverändert 
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(4) Die unter Absatz 1 fallenden Geldinsti- 
tute haben auch die in Absatz 1 bezeichneten 
Verbindlichkeiten und die Vermögenswerte, 
die bei Beginn des 21. Juni 1948 im Saar- 
land vorhanden waren, in die Umstellungs- 
rechnung einzustellen. Bei derBerechnung des 
früheren Eigenkapitals nach § 7 Abs. 2 Satz 3 
der Fünfunddreißigsten Durchführungsver- 
ordnung zum Umstellungsgesetz sind auch 
der auf das Saarland entfallende Teilbetrag 
des früheren Eigenkapitals sowie die Ver- 
bindlichkeiten zu berücksichtigen, für die das 
Geldinstitut nach Absatz 1 in Anspruch ge- 
nommen werden kann. 

(5) Soweit nach den Absätzen 1 bis 4 eine 
Erhöhung der Ausgleichsforderungen ein- 
tritt, ist der Bund vorbehaltlich einer ander- 
weitigen gesetzlichen Regelung Schuldner der 
Ausgleichsforderungen. 

§ 24 

(1) Der Anspruch auf Erhöhung der Aus- 
gleichsforderungen wird von der Bankauf- 
sichtsbehörde festgestellt, die für das als ver- 
lagert anerkannte Geldinstitut zuständig ist. 
Wird die Umstellungsrechnung berichtigt, so 
ist auch die nach Satz 1 getroffene Feststel- 
lung zu berichtigen. Die Feststellung und eine 
etwaige Berichtigung sind dem Bundesmini- 
ster der Finanzen mitzuteilen. 

(2) Die Ausgleichsforderungen sind Schuld- 
buchforderungen. Sie werden auf Ersuchen 
des Bundesministers der Finanzen in das Bun- 
desschuldbuch eingetragen; die Eintragung ist 
im Falle des Absatzes 1 Satz 2 zu berichtigen. 
§ 35 Abs. 2 und 3 des Umstellungsergän- 
zungsgesetzes gilt entsprechend. 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 24 

unverändert 


ABSCHNITT IV 


ABSCHNITT IV 


Schlußvorschriften 


Schlußvorschriften 


§ 25 § 25 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, unverändert 

durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Vorschriften über das bei der 
Anmeldung von Ostberliner Altgeldgutha- 
ben und bei der Anerkennung der Umwand- 
lungsfähigkeit dieser Guthaben zu beach- 
tende Verfahren zu erlassen. 
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§ 26 

Das Gesetz über die Tilgung von Aus- 
gleichsforderungen vom 14. Juni 1956 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 507) wird wie folgt geän- 
dert: 

In § 1 Abs. 1 Nr. 1 wird angefügt: 

„m) § 15 und § 23 Abs. 5 des Gesetzes über 
die Ergänzung von Vorsdiriften des Um- 
stellungsrechts (Zweites Umstellungser- 
gänzungsgesetz) vom . . . {Bundesgesetz- 

bl. IS... .)." 

§ 27 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
In Berlin (West). Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten In Berlin (West) nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 28 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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§ 26 

unverändert 


§ 27 


unverändert 


§ 28 

Dieses Gesetz tritt mit dem ersten Tage 
des auf die Verkündung folgenden Monats 
in Kraft. 
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